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UKRAINE

Weitere Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung
Neue Behörde geschaffen / Lebensstil der Beamten wird überwacht / Von Dmitriy Sykaluk

KIEW (NfA)--Magere Aussichten für die ukrainische Wirtschaft, 
Unnachgiebigkeit der ausländischen Kreditgeber bei der Restruktu-
rierung der hohen Staatsschuld, die in der Korruption versumpften 
Staatsbehörden sowie der immer zwingendere Druck der europäischen 
Partner haben dazu geführt, dass die Ukraine in den letzten Mona-
ten resolute Maßnahmen im Kampf gegen die Korruption in die Wege 
geleitet hat. 

Drastische Schritte in der Anwen-
dung der neuen Gesetze sollen den 
Vormarsch der Korruption stop-
pen und somit die Wirtschaftslage 
des Landes verbessern. Außerdem 
hat das ukrainische Parlament, die 
Werkhowna Rada, ein Gesetz ver-
abschiedet, das die Rolle der Zivil-
gesellschaft stärken sollen. All dies 
sind wichtige Schritte zur Korrup-
tionsbekämpfung - aber nur die 
effektive Umsetzung dieser Vor-
schriften kann die ukrainische 
Gesellschaft durchgreifend verän-
dern und so ein positives Signal 
an die ausländischen Partner und 
Investoren senden.

Nicht nur die Beamten werden 
unter die Lupe genommen

Das Gesetz über die Vorbeugung 
von Korruption, das Ende April in 
Kraft getreten ist und das als Fun-
dament für die Implementierung des 
Anti-Korruptionsprogramms dienen 
soll, sieht die Errichtung einer eige-
nen neuen Behörde vor. Zu ihrer 
wichtigsten Aufgabe gehören die 
Verhinderung, die Aufdeckung, die 
Ermittlung und die Aufklärung von 
Korruptionsverbrechen. Hervorzu-
heben ist, dass sich die Befugnisse 
der Behörde nicht nur auf die offi-
ziellen Staatsbeamten, sondern auch 
auf Personen erstrecken, die öffent-
liche Dienstleistungen erbringen, 
wieNotare, Gutachter, Sachver-
ständige, Insolvenzverwalter und 
Schiedsrichter. 

Damit die Anti-Korruptionsbe-
hörde zu einem wirkungsvollen 
Organ bei der Ausrottung der Kor-
ruption aus dem ukrainischen poli-

tischen und wirtschaftlichen Leben 
wird, hat der Gesetzgeber, trotz 
der derzeit leeren Staatskasse, für 
eine umfassende finanzielle Versor-
gung der Mitarbeiter der Behörde 
gesorgt. So bekommt der Leiter der 
Behörde ein Gehalt von rund 2.600 
EUR, was für ukrainische Verhält-
nisse ein großer Betrag ist. Natür-
lich ist das ein Tropfen auf dem 
heißen Stein im Vergleich zu den 
Umsätzen, die aufgrund von Kor-
ruptionsgeschäften durch die Hände 
der Staatsbehörden laufen.

Eine wichtige Novelle des Anti-
Korruptionsgesetzes, die schon 
lange in der Werkhowna Rada dis-
kutiert wurde, aber für deren Imp-
lementierung sich nie der politische 
Wille gefunden hatte, ist die Kon-
trolle der Ausgaben der Beamten. 
Die Überwachung obliegt der neuen 
Behörde, um festzustellen, ob ihre 
Lebensweise dem von ihnen und 
ihren Familienangehörigen erziel-
ten Einkommen entspricht. 

Informationen über die Verletzun-
gen bei der Deklarierung des Ein-
kommens und des Vermögens der 
Beamten können die Ermittler von 
Bürgern und Unternehmen erhalten, 
und sie können sie aus Massenmedi-
en und anderen öffentlich zugängli-
chen Quellen entnehmen. Alle aus-
ländischen Konten von Personen, die 
der Deklarierung unterliegen, sowie 
die von deren Familienangehöri-
gen, sollen offengelegt werden, und 
erhebliche Veränderungen der finan-
ziellen Lage des Deklarierenden sind 
sofort anzuzeigen. Zur Erfassung 
aller Personen, die gegen die Vorga-
ben verstoßen, wird ein öffentliches 
Register geschaffen. 

Die zweite Regelung, die auf 
den Kampf mit der Korruption und 
auf die Verbesserung der Finanz- 
und Investitionslage in der Ukrai-
ne gerichtet ist, ist das neu gefass-
te Geldwäschegesetz vom Februar. 
Die Fassung wurde nach Abstim-
mung mit internationalen Organi-
sationen wie dem IWF vorbereitet, 
und soll die Umsetzung internatio-
naler Standards im Kampf gegen 
die Geldwäsche und die Finanzie-
rung des Terrorismus vorantreiben. 
Das Gesetz legt einen übersicht-
lichen Rahmen für die Durchfüh-
rung der Finanzüberwachung und 
Kontrolle der Geschäfte fest. Die 
Abstimmung der Vorschriften mit 
den internationalen Organisationen 
soll ein Signal an die ausländischen 
Investoren senden, die sich über 
die Erschließung des ukrainischen 
Marktes Gedanken machen. 

Dienstverbrechen können 
gesondert angezeigt werden

Ein weiterer wichtiger Schritt 
im Kampf gegen die Bestechung 
von ukrainischen Behörden ist die 
Stärkung der Rolle der Zivilgesell-
schaft. So wurde im Mai das Institut 
der gesellschaftlichen Anklage bei 
Dienstverbrechen eingeführt, mit-
tels dessen sich jede natürliche oder 
juristische Person, die zum Opfer 
eines Beamtendeliktes geworden 

ist oder die von einem Korrup-
tionsverbrechen in Bezug auf ande-
re Personen Kenntnis erlangt hat, 
an die Staatsanwaltschaft wenden 
kann. Dabei darf der gesellschaft-
liche Ankläger bei der Informa-
tionsbeschaffung spezielle tech-
nische Anlagen verwenden, was 
die Glaubwürdigkeit der Angaben 
erhöht. Auf jeden Fall ist aber die 
Zulassung solcher Informationen 
bei der Ermittlung festzustellen. 

Die Gesetzgebung im Bereich 
der Korruptionsbekämpfung und 
der Geldwäsche ist ein bedeuten-
der Schritt auf dem Weg der Ukrai-
ne in eine europäische Zukunft. Die 
halbherzigen Versuche der frühe-
ren Regierungen haben Korruption 
in der Ukraine zur Norm gemacht. 
Klar ist, dass sich das in Beamten-
kabinetten etablierte Denken nicht 
so einfach ausrotten lässt. Die Ko-
operation mit den ausländischen 
Institutionen, aussagekräftige Maß-
nahmen der Regierung und die sich 
verändernde proaktive ukrainische 
Gesellschaft lassen aber auf eine 
rasche Besserung hoffen.
NfA/8.6.2015
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Das neue Gesetz verlangt die Offenlegung der ausländischen Konten der 
ukrainischen Staatsbediensteten.  Foto: v.gi/Shutterstock

EUROPA

EU: Schiedsgerichte können 
nicht umgangen werden

LUXEMBURG (AFP)--Natio-
nale Gerichte können den Streit um 
die Anerkennung von internationa-
len Schiedsgerichtsentscheidungen 
nicht mit Verweis auf EU-Recht an 
sich ziehen. Die Brüssel-I-Verord-
nung regele nur Zuständigkeitskon-
flikte zwischen ordentlichen Gerich-
ten der Mitgliedstaaten, Schiedsge-
richte gehörten nicht dazu, heißt es in 
einem aktuellen Urteil des Europä-
ischen Gerichtshofs. Im vorliegen-
den Fall streitet der Staat Litau-
en mit der russischen Gazprom um 
die Anerkennung eines in Schweden 
getroffenen Schiedsgerichtsurteils.

Anlass ist das angebliche Missma-
nagement in dem litauischen Gasun-
ternehmen Lietuvos Dujos. An ihm 
sind Gazprom, E.ON Ruhrgas und 
der litauische Staat beteiligt. Litauen 
verklagte Dujos vor einem Zivilge-
richt und forderte, dass das Manage-
ment mit Gazprom über möglichst 
niedrige Ankaufpreise für Gas und 
möglichst hohe Preise für den Tran-
sit zu verhandeln habe. 

Gazprom klagte daraufhin vor 
einem schwedischen Schiedsge-
richt. Das Schiedsgericht stellte 
fest, dass die Klage Litauens teil-
weise gegen eine Schiedsvereinba-
rung der Anteilseigner von Dujos 
verstoße. Die Russen fordern seither 
die Anerkennung dieses Schieds-
spruchs. Litauens Oberste Gerichts-
hof rief daraufhin den EuGH an, 
weil nach seiner Ansicht die Brüs-
sel-I-Verordnung über die gericht-
liche Zuständigkeiten der Anerken-
nung des Schiedsspruch entgegen-
stehen könnte. 

Die Luxemburger Richter wie-
sen dieses Ansinnen nun zurück, 
weil die Verordnung sich nicht 
auf Schiedsgerichte bezieht. Maß-
stab dafür sei grundsätzlich das 
völkerrechtliche Übereinkommen 
von New York über die Anerken-
nung und Vollstreckung ausländi-
scher Schiedssprüche, heißt es. In 
dem Übereinkommen verpflich-
ten sich Staaten, privatrechtliche 
Schiedsvereinbarungen anstelle des 
Rechtswegs zu staatlichen Gerich-
ten zu akzeptieren und Schiedssprü-
che, die in anderen Staaten getrof-
fen wurden, anzuerkennen und zu 
vollstrecken.
NfA/8.6.2015
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